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Betreff:

Schulische Sprachförderung in Wiesbaden ? Sachstand 
- Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 29.05.2018 -  

Antragstext:

Die Beherrschung der deutschen Sprache ist die Voraussetzung für den Lernerfolg in der Schule 
und für eine erfolgreiche Integration im schulischen Alltag und in die Gesellschaft. In Hessen gibt 
es verschiedene Angebote der schulischen Sprachförderung für Kinder und Jugendliche sowie für 
junge Erwachsene ohne ausreichende Deutschkenntnisse, insbesondere im Hinblick auf das 
schulische Gesamtsprachförderkonzept des Landes Hessen, Vorlaufkurse für zukünftige 
Grundschulkinder und Intensivklassen an beruflichen Schulen (InteA).

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,

zu berichten,

1. welche Angebote zur schulischen Sprachförderung für Kinder und Jugendliche sowie für junge 
Erwachsene ohne ausreichende Deutschkenntnisse in Wiesbaden bestehen;

2. vom wem diese angeboten werden;
3. wo die Angebote angeboten bzw. durchgeführt werden;
4. wie viele Menschen bzw. welche Personengruppen die jeweiligen Angebote in Anspruch 

nehmen und ob dies freiwillig oder verpflichtend geschieht;
5. wie groß die Klassen bzw. Lerngruppen sind;
6. welche Ergebnisse die einzelnen Angebote erzielen;
7. ob der Magistrat die Angebote als ausreichend erachtet;
8. ob für die Angebote ausreichend Räumlichkeiten zur Verfügung stehen;
9. ob es genügend Lehrerinnen und Lehrer bzw. andere Fachkräfte gibt, um alle Angebote 

umzusetzen;
10. welche Kosten – ggf. anteilig – für die Landeshauptstadt Wiesbaden für diese Angebote anfallen 

bzw. welche Mittel für diese Angebote im Haushalt der Landeshauptstadt Wiesbaden 
bereitgestellt werden;

11. in welcher Höhe die Landeshauptstadt Wiesbaden in diesem Bereich von Landes- oder 
Bundesprogrammen profitiert.
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